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Das Kabinett des Bürgerblocks iſt nun endlich zurück
ten. Was alle Mißerfolge dieſer 16 Monate nicht er
en konnten, haben die Wahlen erzwungen. Nicht nur
en Kreiſen der Oppoſition wird man das Verſchwinden
deutſchnationalen Miniſter begrüßen. Ueberall wird man
tmen, wo man für eine ehrliche gradlinige Politik
und den Wiederaufbau Deutſchlands als wichtiger emp
denn jede Parteitaktik. Eine Träne weinen wir ihm
gfalls nicht nach. Es ſtellt in der Geſchichte des repu
niſchen Deutſchland die Regierung der geringſten Lei

Ngsfähigkeit dar. Um Herrn Marx mag es perſönlich
de ſein, er hat in der Vergangenheit ſich verſchiedene
iſte erworben, aber er ſetzte dieſen Ruf auf das Spiel,

dem Drängen der rechtsgerichteten Kreiſe des Zen
nachgab und ſich bereit fand, an die Spitze dieſer un

lichen Verbindung zu treten. Jn der Entwicklung wer
uns dieſe 16 Monate fehlen. Nichts iſt ſchwerer als

umniſſe einzuholen. Von der Vergangenheit ab wendet
der Blick der Gegenwart zu. Noch ſind die Ver

dlungen über die neue Regierung nicht abgeſchloſſen.
Schwierigkeiten häufen ſich. Trotzdem darf man die
Zuverſicht hegen, daß wir ſpäteſtens bei Beginn der
ſten Woche eine Regierung auf der Baſis der Großen

ion haben. Ob ſie Dauer beſitzt, hängt von der Ge
keit Hermann Müllers ab, der nun zum zweiten
en Kanzlerpoſten übernimmt.

Vorfragen
Auswahl der geeigneten Perſönlichkeiten für die

poſten dürfte im weſentlichen getroffen ſein. Wir
nach wie vor die Anſicht, daß es allein dem
be n bleiben muß, ſich ſeine Mitarbeiter aus
J ntlichen ſcheint er auch dietn en zu haben. Daß er dabei hier und da Zuge

ſe Nachen muß, liegt im parlamentariſchen Syſtem
et, da jedes Mitglied des Kabinetts zugleich Ver

mann ſeiner Partei ſein ſoll. Nur das Feilſchen
Aemter halten wir für einen Krebsſchaden, der

gt werden muß. Die Perſonenfragen haben aber
al glücklicherweiſe keine entſcheidende Rolle geſpielt.

n es vorausſichtlich nicht gelingen wird, im erſten An
das Kabinett zuſtande zu bringen, ſo liegt das an ſach

Meinungsverſchiedenheiten. Die Deutſche Volkspartei
die Umwandlung des Preußiſchen Kabinetts, in das

jeder eintreten möchte, nachdem ſie vor drei Jahren
jeden zwingenden Grund ihre Miniſter zurückgezogen
An der Geneigteit, ihnen die Tür zu öffnen, beſteht

Rede des Miniſterpräſidenten Braun kein Zweifel.
der Zeitpunkt iſt ſtritrig. Es iſt im Grunde genommen
Vertrauensfrage. Bedenklicher wiegen die Forderungen

Zentrums, das vorher eine Einigung über Wablrecht
Soweit

ſich um die Wahlreſorm handelt, ſtehen wir vollkommen
iner Seite. Auch wir glauben, daß darin endlich etwas
hen muß. Anders liegen die Dinge bei der Regelung
chule. Zu einem Kompromiß werden alle Liberalen

ſein, ſchon, um nicht neuen Hader zu entfachen,
r das Kompromiß muß den Grundſätzen der Reichsver
ſüng entſprechen und darf nicht einſeitig die religiöſe

ule auf Koſten der Simultanſchulen bevorzugen. Das
Hährlichſte iſt das Verlangen der bayeriſchen Volkspartei,
Länderhoheit gegen Eingriffe der Reichsgewalt zu ſichern.

d einem neuen Auftrieb des Partikularismus können wir
alls den Beitritt der bayeriſchen Volkspartei zur Gro

Koalition nicht bezahlen. Wir ſind in dieſer Hinſicht be
ders argwöhniſch, weil in München ſelbſt die Verhand

den aufregenden Tagen der Weimarer Nationalber-

en zwiſchen der bayeriſchen Volkspartei und den So-
demokraten über ein gemeinſames Vorgehen ſchon jetzt
en, daß die Genoſſen nur ſehr lauen Widerſtand gegen

e Verkümmerung der Reichshoheit leiſten.

Hermann Müller
lung hat Hermann Müller zum erſten Male den Kanz-

ſten übernommen, als es Scheidemann aäblehnte, den
aller Friedensbertrag zu unterzeichnen. Zwei ellos hat

e ſchweres perſönliches Opfer gebracht, als er ſich
et e ieſer Unterſchrift verſtand. Man denkt heute vielleicht

ere über jenen Schritt als damals, wo man nur die un
euerlichen Bedingungen vor Augen hatte, die uns von
Entente geſtellt wurden. Noch ſchmerzen die Wunden,
u geſchlagen wurden. Wir haben weder nis noch
M Korridor, weder Oberſchleſien noch das Schickſal derar vergeſſen. Aber wir haben inzwiſchen ten daß

M e ruhige friedliche und zielſichere Außenpolitik die Kette
ar nicht zu ſprengen, aber doch zu lockern geeignet iſt,
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Wir ſind überzeugt, daß ſie auf dieſem Wege erfolgreichter fortſchreiten werden. Wenn von deutſchnationaler
ite Hermann Müller wegen jener Tat mit Vorwürfen

gleiche An

überhäuft wird, ſo iſt das genau ſo töricht, wie alles, was
von dieſer Seite geſchieht. Ueberdies hat man ſich damals
verpflichtet, die Abſtimmung jedes Einzelnen anzuerkennen,
da ſie nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen erfolgke. Die An
griffe auf ihn ſind daher nicht nur unberechtigt, ſondern
auch ein Wortbruch. Jnzwiſchen hat Hermann Müller als
Führer der größten deutſchen Partei reiche Erfahrungen
geſammelt. Er iſt ſtets für eine gemeinſame Arbeit mit
der bürgerlichen Mitte eingetreten, hat die Große Koalition
unter Streſemann mit ſchaffen helfen, iſt aber leider in den
letzten Jahren vielfach in der eigenen Fraktion überſtimmt
worden. Nun zieht er zum zweiten Male in die Wilhelm
ſtraße ein. Er beſitzt, ſoweit das überhaupt bei dem An
gehörigen einer anderen Partei der Fall ſein kann, unſer
Vertrauen, und wir können nur hoffen, daß es ihm ge
lingt, nicht nur die Regierung zu bilden, ſondern auch im
Amt zu erhalten, damit die Konſolidierung des Reiches,
die ſo verheißungsvoll eingeſetzt hat und nur durch das
bisherige Kabinett unterbrochen wurde, weiter fortſchreitet.

Der kommuniſtiſche Vizepräſident
Der Preußiſche Landtag hat zum erſtenmal ſeit ſeinem

Beſtehen einen kommuniſtiſchen Vizepräſidenten erhalten.
Herr Schwenk wurde gewählt, übrigens mit Stimmenthal-
tung der geſamten Rechten, die ſeine Ernennung hätte ver
hindern können, nachdem er bindende Zuſicherung gegeben
hatte, daß er die Geſchäftsordnung gewiſſenhaft wahren
würde. Man konnte ſeiner erſten Amtsführung mit einiger
Spannung entgegen ſehen. Sie iſt über Erwarten gut aus
gelaufen. Ein Völkiſcher, den Namen niederzuſchreiben lohnt
nicht, führte einige Lärmſzenen auf und wurde dafür von
Schwenk zur Ordnung gerufen. Sogar die Androhung ſchär
ferer Strafen, alſo des Ausſchluſſes fehlte nicht. Es wächſt
der Menſch mit ſeinen größeren Zwecken. Nun wird ſich im
Reichstag der gleiche Vorgang wiederholen. Auch dort iſt
die kommüuniſtiſche Fraktion ſtärker als die der Deutſchen
Volkspartei und erhebt ihren Anſpruch. Dr. Rießer, der bis
her dieſes Amt inne hatte, iſt wegen hohen Alters aus dem
politiſchen Leben ausgeſchieden. So fügt es ſich zwanglos.
Trotzdem bedauern wir, daß es dahin kommen mußte, denn
darin ſpiegelt ſich der Niedergang der bürgerlichen Mitte. Es
wird ja auch bei den großen Ausſprachen deutlich genug in
die Erſcheinung treten. Der Redner der deutſchen Volks
partei nimmt erſt nach dem Kommuniſten das Wort und
der demokratiſche Sprecher erſcheint ziemlich ſpät auf der
Tribüne. Wenn es der Wirtſchaftspartei gelingt, noch mit
irgendeiner Splittergruppe in Arbeitsgemeinſchaft zu kom
men ſo haben wir ſogar die erſt abzuwarten. Schön iſt
das nicht

Zaleſki in Paris
Man muß das Treiben des polniſchen Außenminiſters

immer mit beſonderer Aufmerkſamkeit verfolgen. Auch wenn
er gelegentlich von ſeinem Verſtändigungswillen Deutſch
land gegenüber ſpricht, iſt ſeine Einſtellung doch ſcharf
deutſchſeindlich. Seine Unterredung mit Briand iſt auch
reichlich unerfreulich geweſen. Sie hatte neben dem polniſch
litauiſchen Konflikt die Frage der Rheinlandräumung zum
Gegenſtande. Was er dabei erſtrebt, iſt eine Sabotage
ſchlimmſten Ranges. Gewiß, die Räumung ſelbſt kann er
nicht verhindern, denn ſie iſt in den Beſtimmungen des
Verſailler Vertrages feſtgelegt. Darüber hinaus ſind uns
in Locarno Zuſicherungen gemacht worden, deren Erfüllung
allerdings erſt zum kleinſten Teile erfolgte. Wir haben hier
einen Rechtstitel, auf den wir pochen. Herr Zaleſki aber
will die Ausführung der Verſprechungen von einem neuen
Oſt Locarno abhängig machen. Die von ihm aufgeſtellte
Gleichung, Weichſel gleich Rhein, lehnen wir mit aller
Entſchiedenheit ab. Was im Weſten geſchieht, iſt lediglich
Sache der dort beteiligten Mächte. Polen gehört nicht zu
ihnen, und es iſt eine Einmiſchung, die wir uns verbitten
müſſen, wenn er nun verſucht, ſeinen Willen auf dem
Umwege über Frankreich durchzuſetzen. Er gefährdet damit
lediglich die Verſtändigung, die angeblich durchaus in ſeinem
Sinne iſt. Jn Wirklichkeit iſt er ihr Gegner. Das küm-
mert uns aber nicht. Das Schickſal Europas beruht nicht
auf dem Wohlergehen Polens, ohne das es ja auch einmal
gegangen iſt. Der einzige Erfolg, den er erzielen kann,
iſt die Verzögerung einer im Jntereſſe aller Nationen ge
legenen Bereinigung der zwiſchen Deutſchland und Frank
reich ſchwebenden Fragen. Man wird ſich in Paris hoffent
lich darüber klar ſein, daß man das Pfand der Rhein
landbeſetzung r jede Hingausſchiebung der Räumung ent-
wertet. Am 10. Januar 1930 muß die Koblenzer Zone freiwerden. Daran tn nicht gerüttelt werden. Verzichtet Frank

reich auf die große Geſte, früher ſeine Truppen zurück
zuziehen, ſo darf es ſich nicht wundern, wenn man in Ber
lin dann alles der Zeit anheimſtellt und ſich zu keinen
neuen Opfern, guch nicht zu finanziellen, bereit findet.
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Jahrgang

Der Bericht Gilberts
Der ſogenannte Zwiſchenbericht, den der Generalagent

für die Repavationen erſtattet hat, iſt bei aller Vorſicht
im Ton, ſachlich doch recht ſcharf. Er enthält Kritiken über
Kritiken. Zunächſt an dem ablehnenden Beſchluß des bis
herigen Kabinetts gegenüber der von der Reichsbahn gefor
derten Tariferhöhung. Auch an der Reichsbahn ſelbſt, von
der er keinen umfaſſenden Finanzplan fordern würde, wenn
er nicht gegen ihr bisheriges Verhalten Bedenken hätte.
Auch bei dem Verhältnis zwiſchen Reich und Ländern
ſetzt er wieder ein. Er verlangt eine endgültige und ver
nünftige Regelung. Bedauerlich, daß uns das ein Fremder
ſagen muß, deſſen Wort beſonders peinlich wirkt, da er
ja im Auftrage unſerer Gläubiger gleichſam die Aufſicht
über unſere Finanzgebahrung führt. Sachlich iſt er dabei
im Recht. Wir ſelbſt haben immer wieder dieſen Finanz
ausgleich gefordert, aber im Sinne Reinholds, nicht Dr.
Köhlers. Ganz einverſtanden ſind wir mit ſeiner Schluß-
folgerung, daß es nun an der Zeit wäre, die Endſumme
unſerer Verpflichtungen feſtzuſetzen. Als guter Kenner ſeines
Vaterlandes legt er dabei den entſcheidenden Ton auf die
Unſicherheit, die ſolange am Geldmarkt herrſchen wird,
und uns an der Aufnahme von Auslandsanleihen ver
hindert, als dieſe Regelung nicht erfolgt iſt. Ueber die
Summe ſelbſt ſagt er natürlich nichts. Wir aber möchten
hinzufügen, daß jede bisher genannte Zahl viel zu hoch
iſt. Die deutſche Wirtſchaft kann den jetzigen Steuerdruck
nicht ertragen, der aber nur dann gemildert werden könnte,
wenn Verzinſung und Tilung der Endſumme erheblich
unter der jetzigen Jahresleiſtung von 2,5 Milliarden liegt.
Parker Gilbert hat nicht ohne Grund darauf verwieſen,
daß es nicht angehe, wenn die Wirtſchaft die Lohnſteige-
rungen auf die Preiſe abwälze.
Es muß an den Unkoſten geſpart werden. Eine Verteue
rung führt nur zur Verſchlechterung des Jnlandmarktes
und ſchaltet uns möglicherweiſe auf dem Auslandsmarkt
völlig aus. Aber dieſe Unkoſten können erſt dann nennens
wert herabgemildert werden, wenn nicht die Steuern einen
großen Teil des Verdienſtes aufſaugen.

Erkenntnis in Moskau
Die „Prawda“, das offizielle Organ der Rußland

beherrſchenden Partei bringt einen kommuniſtiſchen Auf
ruf, der an Deutlichkeit nichts zu wünſchen übrig läßt.
Bittere Klage wird über die Bürokratie geführt, die den
Staat völlig zugrunde richtet. Die Vorwürfe gegen die Be
amten laſſen ſich an Schärfe nicht mehr überbieten. Es gibt
kein Verbrechen, das ihnen nicht nachgeſagt wird. Sachlich
überraſcht es nicht, denn wenn die Bürokratie ſchon in
parlamentariſch regierten Ländern ſehr leicht verhängnis
voll werden kann, ſo iſt ihr im Zeichen der Diktatur zu jedem
Mißbrauch geöffnet. Jmmerhin überraſchend, daß dieſe Er
benntnis nun auch ausgeſprochen wird. Ueberraſchender aber
noch, daß man das Heil allein von der Demokratie er
wartet, denn das iſt der ausgeſprochene Sinn des Aufrufs.
Unſere Moskauanbeter werden ihn nicht mit Vergnügen
geleſen haben.

Richard Mah.

Bayerns Wahlgeſetz
und die Wirtſchaftspartei
Das kommt davon!

Der „Bayeriſche Kurier“ ſchreibt folgendes:
die ſchwarzrote bayeriſche Vergewaltigungspolitik.
dieſen und ähnlichen Kraftſprüchen läßt die Reichspartei des

„Gegen“

Unter

deutſchen Mittelſtandes (Wirtſchaftspartei) einen Proteſt ins
Land, dagegen, daß die Partei für den Bayeriſchen Landtag
kein Mandat erringen konnte, trotzdem ſie über 100 000
Stimmen auf ſich vereinigte. Aber, liebe Leute, warum
denn ſo grob! Maßgebend iſt das bayeriſche Landeswahl
geſetz, wie es vom Landtag in der Vollſitzung vom 7. Juli
1925 beſchloſſen wurde. Unter den damaligen Ja-Sagern
alſo Zuſtimmern zu der angeblichen Vergewaltigungspolitik
befand ſich nämlich auch die hochwohllöbliche Reichspartei
des deutſchen Mittelſtandes, alſo dieſelbe Wirtſchaftspartei,
die heute ſo giftgeſchwollene Proteſte losläßt. Der ſteno
graphiſche Sitzungsbericht (Seite 337, Spalte enthält
nämlich in der Liſte der zuſtimmenden Abgeordneten unter
Nr. 48 den Namen des Abgeordneten Maurer, der
bisher als einziger Vertreter der Wirtſchaftspartei dem
Landtag angehört hatte. Aber nur friſch darauf los

Man ſieht, die Wirtſchaftspartei muß zu allem Schaden
auch noch den Spott der Partei ernten, die dieſes un
ſinnigſte aller Wahlgeſetze geſchaffen hat.

Das iſt ſicher richtig



Mehr Anliegerſiedlung!
Von Rudolf Lantzſch.

Die Ergebniſſe der Nachkriegsſiedlung ſind alles an
dere als zufriedenſtellend. Bei der Kritik der Siedlungs
methoden hat man ſich aber vielfach zu ſehr mit der Neu
ſiedlung beſchäftigt und darüber die anderen durch das
Reichsſiedlungsgeſetz zugelaſſenen Siedlungsformen der An
liegerſiedlung und auch der Landarbeiterſiedlung außer
Acht gelaſſen. Die Schaffung neuer Bauernſtellen hat, na
mentlich im Oſten des Reiches, allergrößte Bedeutung
Jeder Stedlungsfreund wird nur mit aufrichtigem Bedauern
das unzulängliche Ergebnis der Neuſiedlung betrachten, die
mit jährlich durchſchnittlich achthundert neuen Stellen noch
hinter dem Reſultat der Vorkriegszeit mit durchſchnittlich
1000 neuen Stellen im Jahre zurückbleibt. Dieſes auf der
Schwierigkeit der Finanzierung, in dem Widerſtand des
landabgabepflichtigen Großgrundbeſitzes und in der Sied
lungsfeindlichkeit der Büxokratie der Kulturbehörden be
ruhende Ergebnis hätte, ſo ſollte man meinen, mit zwin
gender Notwendigkeit zu dem Schluß führen ſollen, die ohne
großen Kapitalaufwand durchführbare Form der Anlieger
ſiedlung, die die ſchon beſtehenden landwirtſchaftliten
Kleinbetriebe auf die Größe der ſelbſtändigen Ackernahrung
bringen ſoll, nachdrücklichſt zu betreiben. Doch auch hier iſt
das Ergebnis überaus mager. Die amtliche Reichsſied
lungsſtatiſtik, die die Zeit von 1919 bis 1925 umfaßt, gibt
die Zahl der in dieſen Jahren von den gemeinnützigen Sied
lungsgeſellſchaften vermittelten Fälle der Landübertragung
zu Eigentum im Wege der Anliegerſiedlung auf knapp
45 000 mit einer Geſamtfläche von rund 52 300 Hektar
an Jn dieſe Zahl ſind rund 27 000 Fälle eingeſchloſſen, in
denen die Landzulagen unter 1 Hektar betrugen; es iſt
daher nicht einmal ſehr überraſchend, wenn in einer wiſſen
ſchaſtlichen Unterſuchung feſtgeſtellt wurde, daß bis Ende
1924 nur 3,4 Proz. aller mit Landzulagen im Wege der
Anliegerſiedlung bedachten Betriebe auf die Größe der ſelb
ſtändigen Ackernahrung gebracht worden ſind.

Die Urſachen für dieſes Verſagen ſind teilweiſe dieſelben
wie bei der Neuſtedlung; viel Schuld tragen auch die Kul
turbehörden, die enghergig und bürokratiſch an die Durch
führung der Anliegerſiedlüng herangegangen ſind. Eine
andere Wurzel des Uebels liegt aber auch in den zum Teil
geradezu ſiedlungsfeindlichen Ausführungsbeſtimmungen des
früheren ſozialdemokratiſchen Landwirtſchaftsminiſters
Braun, in denen z. B. entgegen dem Wortlaut des Reichs
ſiedlungsgeſetzes die Zeitpacht dem Erwerb zu Eigentum
und der Pacht mit Kaufanwartſchaft gleichgeſetzt wurde.
Schließlich fehlte es auch an allgemeinen Beſtimmungen über
eine gerechte Feſtſetzung der Größe der ſelbſtändigen Acker
nahrung, was in der Praxis in den einzelnen Verfahren zur
Feſtſetzung von Morgenzahlen für die Größe der ſelbſtän
digen Ackernahrung führte, die für einen Zwergbetrieb, aber
niemals für eine Familiennahrung ausreichend waren. Es
hat an ſcharfer Kritik gegenüber dieſen Zuſtänden nicht ge
fehlt und gerade von demokratiſcher Seite iſt immer wieder
auf die Notwendigkeit einer Reform der Methoden der An
liegerſiedlung hingewieſen worden. Leider größtenteils ver
geblich. Der ſogenannte Weihnachtserlaß des früheren Land
wirtſchaftsminiſters Dr. Wendorff Ende 1923 brachte zwar
einige Erleichterung, änderte aber an dem Syſtem nichts.

Es waren auch in der Folgezeit im Preußiſchen Landtag trotz
vielfacher demokratiſcher Vorſtöße Reformen auf dieſem
wichtigen Gebiete nicht zu erreichen. Die kümmerlichen
Zahlen der Anliegerſiedlung ſind die Quittung dafür.

Umſo erfreulicher iſt es, daß jetzt zwar ſpät, aber noch
nicht zu ſpät, ſeitens des Preußiſchen Landwirtſchaſtsmini
ſteriums Schritte getan werden, die vernachläſſigten Formen
der Anliegerſiedlung und auch der Landarbeiterſiedlung
ihrer Bedeutung entſprechend zu behandeln. So gibt ein
neuerlicher Erlaß des Preußiſchen Landwirtſchaftsmäniſters
die Möglichkeit einer Wiederaufnahme von Anliegerſied
lungsverfahren, wenn in den abgeſchloſſenen Verfahren die
berechtigten Anſprüche der Anliegerſiedlung nicht erfüllt
ſind. Weiter ſind in dem Erlaß die Kulturbehörden ange
wieſen, bei Aufteilung eines Gutes zu Zwecken der Neu
ſiedlung auch die Anliegerſiedlung zu berückſichtigen, und
ferner ſollen zukünftig auch landwirtſchaftliche Handwerker
mit geringem Landbeſitz, die durch veränderte wirtſchaftliche
Verhältniſſe zu einer Umſtellung gezwungen ſind, durch
Landzuteilung bis auf die Größe einer ſelbſtändigen Acker
nahrung gebracht werden, beſonders dann, wenn in der
Landwirtſchaft erfahrene arbeitsfähige Söhne vorhanden
ſind, die durch Vergrößerung des Kleinbetriebes auf dem
Lande feſtgehalten werden können. Durch derartige Maß
nahmen wird in der Tat der Landflucht am zweckmäßig

ſten vorgebeugt. Daneben will die Preußiſche Regierung die
Siedlung für Landarbeiter ſowie die Anlage gärtneriſcher
Stellen beſonders pflegen. Auf Grund neuer Richtlinien

über die Verwendung von Reichsmitteln zur Anſiedlung von
Landarbeitern, denen der Reichstag zugeſtimmt hat, werden
für eine Landarbeiterſtelle von vier bis acht Morgen jährlich
etwa 220 bis 250 Reichsmark zu zahlen ſein und zur wei
teren Förderung dieſer Siedlung ſollen die Landkreiſe ge
gebenenfalls unter Beteiligung der provinziellen Wohnungs
fürſorgegeſellſchaften herangezogen werden.

Ohne die Wirkung dieſer Maßnahmen zu überſchätzen,
D viel kommt hierbei auf den Geiſt der Organe an, die

die Siedlung praktiſch durchführen muß man ſich der
Tatſache freuen, daß in der Preußiſchen Regierung offenbar
der Wille vorhanden iſt, Verſäumniſſe auf dieſem Gebiete

wieder auszugleichen. Der erſte Schritt nach allzulanger
Pauſe iſt getan. Weitere müſſen folgen. Die Preußiſche Re
gierung darf dabei auf die freudige Zuſtimmung der gro
ßen Zahl aller derer rechnen, die in einer großzügigen Sied
lungsreform eine Lebensnotwendigkeit für unſer Volk ſehen.

Der Vahlausgang
e Perteilun1. Gründe e hatz 3 aus denVon Reichsminiſter a. D. Ko chWeſer, Vorſitzender der DDOP. en m

e
Seit dem unglücklichen Ausfall der Reichstagswahlen tiſchen Partei hervorzuſuchen was manchmal nicht ſchwen die jeht d

ſind drei Wochen verfloſſen, die allen Verantwortlichen dazu geworden wäre ſondern habe verſucht, dem verant en gentru

dienen mußten, aufmerkſam und leidenſchaftslos auf die
Kritik zu hören, die ſich an dieſen Wahlausgang anſchloß
Für denjenigen, der aus begangenen Fehlern lernen möchte,
iſt es beinahe bedauerlich, daß die Kritik faſt überhaupt
keine Fehler der Vartei aufgedeckt hat, die durch Aenderung
programmatiſcher, praktiſcher oder perſönlicher Art beſeitigt

werden könne.
Vielmehr iſt faſt durchweg anerkannt, daß die Frak-

tionen der Partei ſeit den letzten Wahlen gut gearbeitet
und trotz der verhältnismäßig geringen Zahl ihrer Mit
glieder erhebliche Erfolge erzielt haben. Es iſt auch aner
kannt, daß auf die großen Ziele der Partei, wie die euro
päiſche Verſtändigung, den dezentraliſierten Einheitsſtaat,
die Wahlreſorm, die Handelsvertragspolitik, den Steuerab
bau, die Schulgeſetzgebung und die Wiedergutmachung der
Kriegs und Jnflationsſchäden mit Klarheit hingewieſen
und mit Entſchloſſenheit hingearbeitet worden iſt. Es iſt
endlich auch gewürdigt worden, daß die Reichstagsfraktion,
über deren Uneinigkeit früher viel geklagt wurde, in der
letzten Reichstagsperiode, von ein oder zwei Fällen abge
ſehen, in völliger Geſchloſſenheit und mit ſtarker Stoßkraft

gehandelt hat.
Auch die Vorbereitung der Wahl hat kaum zu Kritik

Anlaß gegeben. Die ausgezeichnete propagandiſtiſche Tätig

Ohne
Opfer

geht
es

nicht
Zahle pünktlich die geringen

Parteibeiträge
keit der Hauptgeſchäſtsſtelle iſt mir auf meinen Wahlreiſen
faſt von allen Wahlorganiſationen geprieſen worden. Die
redneriſche Verſorgung der Wahlkreiſe war gut organi
ſiert. Die Preſſe iſt überall, wo ſie ſich in den Dienſt der

Sache zu ſtellen bereit war, angeregt und benutzt worden.
Auch die Auswahl der Kandidaten iſt im großen und ganzen
mit glücklicher Hand erfolgt. Man kann vielleicht mit Recht
ſagen, daß an vielen Stellen mehr Prominente und be
währte Führer aufgeſtellt worden ſind, als es für die ge
deihliche Arbeit der Fraktion und für die Fühlung mit
mit allen Schichten der Bevölkerung dienlich ſein mag.
Aber die Größe der Wahlkreiſe Hat es vielfach verhindert,
daß ſich neue Männer durchſetzen konnten, weil es einem
politiſch noch nicht in Deutſchland durchgedrungenen Mann
faſt unmöglich iſt, die Stimmen dieſer großen Kreiſe auf ſich
zu vereinigen. Die Bemühungen des Parteivorſtandes auf
Heranziehung friſcher Kräfte ſind trotzdem in größerem Um
fange geglückt als bei anderen Parteien. Auf der anderen
Seite wirkt bei dem Ueberwiegen ſogenannter Prominenter
umſo eigenartiger, wenn in Berlin gewiſſe Kreiſe an der
Aufſtellung eines in wirtſchaftlichen Fragen des Mittel
ſtandes gut bewährten Handwerksmeiſters an zweiter
Stelle Kritik geübt haben. Nicht aus propagandiſtiſchen
Gründen, ſondern auch aus Intereſſe an der Geſchäftsver
teilung innerhalb der Fraktion bedarf es einer Miſchung,
und wenn irgendwo, ſo kann eine ſolche am beſten da erzielt
werden, wo man mit der Möglichkeit, zwei Kandidaten
durchzubringen, rechnet Hier handelt es ſich nicht um eine
Rückſicht auf Sonderintereſſen, ſondern um die Herbei
führung eines Zuſtandes, der allein eine Solidarität des
ganzen Volkes gewährleiſtet. Es iſt tief bedauerlich, wenn
es Schichten gibt, die daran Anſtoß nehmen und aus dieſem
Anlaß lieber die ſozialdemokratiſche Liſte wählen, ohne dort
überhaupt danach zu fragen, wer der Mann an ſechſter oder
ſiebenter Stelle iſt, den ſie durch ihre Stimme durchbringen

helfen
Forſcht man nach den Urſachen des Rückgangs, ſo gibt

es zunächſt gewiß eine Reihe ſekundärer Gründe Dahin
gehört, daß der Wähler heute noch nicht aus den An
ſchauungen des Obrigkeitsſtaates heraus iſt und vielfach
glaubt, ſeine Unzufriedenheit mit den beſtehenden Ver
hältniſſen durch Stimmabgabe für eine möglichſt radikale
Partei zum Ausdruck bringen zu müſſen. Man will es
„der“ Regierung zeigen, als ob ſie eine feſtſtehende Größe
ſei, die man durch Radikalismus verärgern könne, und ſieht
nicht, daß es die Aufgabe der Stimmabgabe iſt, die Bil
dung einer Regierung, die den eigenen Anſchauungen wenig
ſtens teilweiſe naheſteht, zu ermöglichen. Nur hieraus er
klärt ſich das ſkrupelloſe Hin und Herwandern weiter
Wählerſchichten von den Linksradikalen zu den Rechtsradi
kalen und jetzt wieder zu den Linksradikalen zurück.

Zweifellos iſt auch die taktiſche Situation in dieſem
Wahlkampf für die Deutſchdemokratiſche Partei beſon
ders ungünſtig geweſen. Der Wahlkampf iſt eigentlich nach
allen Seiten hin gedämpft geführt worden. Die hervor
ragenden Verdienſte Streſemanns um die deutſche Außen
politik ſind in einer Preſſe derartig gewürdigt worden, wie
in der demokratiſchen Preſſe. Auch ich habe es im Jnter-
eſſe einer einheitlichen Außenpolitik niemals für richtig
gehalten, zu verſuchen, irgendwelche Nuaneen zwiſchen der
Streſemannſchen Politik und der der Deutſchen Demokra

wortlichen Außenminiſter den Rücken zu ſtärken, auch w. Große
ein anderes Verfahren parteipolttiſch ſchlauer geweſen wär ſie Soziald
Ich beklage mich nur darüber, daß im Wahlkampf ſeiten newert erf
der Deutſchen Volkspartei die Richtigkeit unſerer außenpol
tiſchen Einſtellung faſt nirgends anerkannt worden iſt, ſo rtei hatte
dern man faſt immer gegen eine Taktik zu kämpfen hatte ſich dahi
wie ſie auch Herr von Rheinbaben in ſeinem Buch beſchri s hisher
ten hat, die dahin geht, als ob erſt durch Herrn Streſ en Wunſ
mann der knochenweiche Pazifismus der Demokraten un Parteien
Sozialdemokraten auf eine vernünftige Linie gebracht wo lich gege
den ſei. Nicht viel anders war es mit dem Verhältnis z ſag gab d
Sozialdemokratiſchen Partei Jch habe bereits vor Monate ſeit die
darauf hingewieſen, daß es falſch ſei, die ſozialdemokre e Volkspe
tiſchen Siege als unſere Siege zu feiern. Aber auch währer tsbloch
des Wahlkampfes mochte mancher Leſer großer demokratiſch engeſunde
Blätter glauben, daß es für denjenigen, der kapitaliſtiſ m Staat
nicht intereſſiert ſei, wohl mindeſtens ebenſo zweckmäß inm gela
ſei, im Intereſſe der deutſchen Republik ſozialdemokratiſ Wirtſch
zu wählen, als demokratiſch. Demgegenüber gingen unſe e Dehling
Warnungen verloren, die zur Großen Koalition bereite nich ndtages i
ſozialdemokratiſche bürgerliche Linke des Reichstages nie Geſamtt
zu ſchwach werden zu laſſen, und nicht zu vergeſſen, d Hazille
gegenüber einer einſeitigen und radikalen Politik der S ung des
zialdemokraten der Rückſchlag nicht ausbleiben kann. Es r vagill
hörte in gewiſſen Kreiſen geradezu zum guten Ton und g. als Mit
als Beweis kühler politiſcher Auffaſſung, ſeine Vor dte und
veils loſigkeit dadurch koſtenlos nachzuweiſen, daß man ſozi die die
demokratiſch wählte Da gleichzeitig auch die großen Gege In der
ſätze, die uns auf kulturellem Gebiet vom Zentrum trenn nhar ſche
in der Preſſe vielfach nicht hinreichend herausgearbeitet ſi artei Sei
drang auch hier die Parteileitung mit ihrer entſchloſſen ſherige S
Kulturdefenſive nicht überall durch. Ing des a

Die hauptſächlichen Urſachen an dem Rückgang et die d
demokratiſchen Stimmen liegen aber in viel allgemeiner ind ch
Umſtänden. Die Zahl der Wähler, die durch ihren Stim liche war
zettel ihre vermeintlichen Wirtſchaftsintereſſen ſchützen nie
fördern wollen, wächſt immer mehr gegenüber denjenig
die bei ihrer Abſtimmung das allgemeine Staatsintere
im Auge haben. Sieger in dieſem Wahlkampf ſind deswe
durchweg die Klaſſenparteien geweſen. Aus den Stimm des
die für Agrarier, Mittelſtändler und Rentnerparteien ab die Demo
geben ſind, erklärt ſich der Rückgang derjenigen Partei draktion
die man heute als Weltanſchauungsparteien zu bezeich dieſer Ke
pflegt. Auch die Deutſchnationalen ſind wohl in den Städ un Ha
aus denjenigen Schichten verdrängt worden, deren In ingerolit
eſſen zu vertreten ſie ſich keine Mühe gegeben hab Dandwi
auch wohl mit Rückſicht auf das Gros ihrer Wähler ke o S
Möglichkeit hatten. Auf dem Lande aber haben ihnen andwirt
ſtaatspolitiſchen Fehler faſt keinen Abbruch getan, weil d huß fur
die Wähler ſchon ſeit langem vor dem Kriege ſich g

r

Anſchauung haben verleiten laſſen, als ob die konſervati n Stel
Parteien Schützer ihrer Intereſſen ſeien. Ebenſo iſt der ſent
wachs der Sozialdemokratiſchen Partei ganz gewiß n in x
eine Folge ihrer guten Staatspolitik ich erinnere nur P
ihr zweimaliges Verſagen in der, Frage der Großen h
lition ſondern einfach eine Folge des Umſtande n
weite Schichten ohne Kapital und ohne beſonders qua et Mi
zierte Erwerbsmöglichkeiten in der Sozialdemokratiſchen P
tei den beſten Vertreter ihrer Intereſſen zu ſehen glaul
Aber Hand auſs Herz auch in den anderen Welt
ſchauungsparteien ſpielen für die Gewinnung der Wäl
ihre Intereſſen eine von Wahl zu Wahl gegenüber
großen Staatsfragen wachſende Rolle. Jeder von uns wing
wie er nach großen und ſchwungvoll verlaufenen Verſar m das
lungen Deputativnen zu empfangen und zu befriedigen ar zur
die ihre Stimmabgabe von der Anerkennung kleiner Son h vof
wünſche abhängig machen. Wenn die Deutſche Demokrat oll,
Partei ſich heute in vielen Stellen gehalten hat, ſo nam de Jral
lich durch den beſonderen Eifer, mit dem manche Abge
nete der Partei ſich den Intereſſen des Mittelſtande un Wer
Rentner, des Landvolkes, der Arbeitnehmerſchaft und n
Wirtſchaft angenommen haben. Man könnte fragen, min
dieſe Entwicklung nicht unaufhaltſam iſt, ob nicht, wie e
öffentlichen Leben der Völker anfangs der Glaube, dann Mord
Verfaſſungsfragen, dann die nationalen Fragen den Schl Weh.
punkt gebildet hätten, ſo heute eine Zeit hereinbricht, in
die Wirtſchaftsfrägen alles beherrſchen. Wenn ein gr abg
Deutſcher geſagt hat: „Unſere Zukunft iſt die Wirtſchaſt das Re
kann man verſtehen, wenn der Einzelne bei der Ab ebahnde
ſeiner Stimme nicht an die Zukunft der deutſchen V nämlich
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wirtſchaft, ſondern ſeiner eigenen Wirtſchaft denkt. 6 hat n
dere

t! t Selbſt
Wie man zu Mandaten kommt h an

Ein eigenartiges Wechſelſpiel. lerung
J VduktjAn dem Beiſpiel des auf der „Sächſtſchen Lande e

Liſte gewählten Abgeordneten Dr. Philipp Borna erkns Re
man, daß es ſich hierbei um ein eigenartiges Wechſel id e
handelt. Dr Philipp war vor der letzten Reichstags un
deutſchnationaler Reichstagsabgeordneter für Leipzig n
rend der Wahl war er Vertreter des „Sächſiſchen un
volks“, das für alle drei ſächſiſchen Wahlkreiſe eine Uhe v
meinſame Liſte mit ſeinem Namen herausgab, na un
Wahlen geht eben dieſer Abgeordneter Dr. Philipp w höhe de
zur deutſchnationalen Reichstagsfraktion, von der er in ber
Und das „Sächſtſche Landvolk“ iſt begraben! den de

Vorſicht iſt eine notwendige Tugend für den h
kampf. Mit der neuen Firma hat der Herr Abgeord bie
geſchafft, wäs unter der alten nicht erreicht zu we b d
drohte. Was aber ſagt das ſächſiſche Landvolt dazu en ar
gemerkt, das ohne Anführungsſtriche!? d



Kultusminiſter Bazille
Die neue Rechtsregierung in Württemberg

Der württembergiſche Landtag hat die neue Regierung
ählt, und das Ergebnis dieſer Wahl iſt, wenn guch mit
rer Verteilung der Reſſorts, die Wiederkehr des Rechts
es. Es hat nicht an nachdrücklichen Bemühungen ge

p. aus dem Wahlergebnis die folgerichtige Konſequenz
ziehen und in Württemberg die große Koalition zu

mal ni i ffen, aber dieſe Bemühungen ſind an der Haltung der
t, dem n ktei, die jetzt den Stagatspräſidenten ſtellt, des württem
tärken, an giſchen Zentrums geſcheitert. Am lebhafteſten hatte ſich
er geweſnt die Große Koalition die Demokratiſche Partei einge
ahlkampf die Sozialdemokraten, denen die Weimarer Koalition
iſerer auſ rebenswert erſchien, waren gleichwohl grundfätzlich auch
worden i dem breiteren Zuſammenſchluß bereit, und die Deutſche
kämpfen ſtepartei hatte in einer Entſchließung ihres Landesaus
m Buch h iſſes ſich dahin geäußert, daß der Kurs der Regierung
h Herrn da r als bisher von der Mitte beſtimmt werden müſſe,
Demokrate ihren Wunſch nach einer Zuſammenfaſſung der bürger
ie gebradt en Parteien umſchrieb, hatte ſich zugleich aber unmiß
Verhält ſtändlich gegen den Kurs Bazille ausgeſprochen. Den

its vor ſchlag gab die Haltung des Zentrums, das mit aller
e ſoziale lichkeit die Große Koalition ablehnte ünd auf die
er auch di ſche Volkspartei ſtärkſten Druck in der Richtung auf
er demont Rechtsblock ausübte. Dieſer hat ſich denn auch wieder
der kapin ammengeſunden, er hat den bisherigen Jnnenminiſter
enſo dec h zum Staatspräſidenten gemacht, Bazille das Kultus
vzialdenet hiſterium gelaſſen, dem bisherigen Juſtizminiſter Beyerle

h das Wirtſchaftsminiſterium anvertraut und den Finanz-
niſter Dehlinger in ſeinem Amt beſtätigt. Die Oppoſition

feichstage z Landtages iſt ſofort mit Mißtrauensanträgen ſowohl ge
u vergeſſn i das Geſamtkabinett wie insbeſondere gegen den Kultus
Politik de iſter Bazille in den Kampf getreten, und wenn auch die

ehnung des erſteren Antrages vorauszuſehen war, ſo
en Ton in Herr Bazille ſeine Poſition nur dadurch retten können,

ſeine er als Mitglied des Hauſes ſich ſelbſt das Vertrauen
daß man ſſätigte und damit die eine Stimme in die Wagſchale
e groſen irf, die die Annahme des Mißtrauensantrages verhin
)entrum tet Jn der Unterſtützung dieſes Mißtrauensantrages,
üsgearhelte offenbar ſchon in ſeiner Vorbereitung, hat die Deutſche
er enſhl blkspartei Seite an Seite mit den Demokraten geſtanden;

e bisherige Schulpolitik Bazilles hat ihm durch die Ab
n Ritzen ſaffung des achten Schuljahres zwar bäuerliche Stimmen
el allgene ſthert, die der Liberalen Parteien aber gegen ihn ver
h ihren igt, und es iſt anzunehmen, daßedies nicht die letzte

uſtprobe war, der er ſich unterziehen mußte. Der würt-
n bergiſche Landtag ſteht zweifellos vor harten Kämpfen.

m Die Ausſchüſſe
des Preußiſchen Landtagess den St

Die Demokratiſche Landtagsfraktion hat die Vertretung

r gingen

on bereit

ben kann. 9

terparteien

enigen Pane Fraktion in den Ausſchüſſen des Landtags feſtgeſetzt.
n z bei ch dieſer Regelung wird folgende Beſetzung der Ausſchüſſe
in den e folgen Hauptausſchuß: Falk, Stellvertreter Riedel; Be
m deren Alerungspolitiſcher Ausſchuß Dönhoff, Stellvertreter Hart

ann; Land wirtſchaftlicher Ausſchuß für Siedlungsweſen:
r Wähle iGan, Stellvertreter: Wachhorſt de Wente; Ausſchuß

Landwirtſchaft: Wachhorſt de Wente, Stellvertreter Hoff;
getan. ſchuß für Handel und Gewerbe: Goll, Stellvertreter
iege ſih W Zeitlin, Knieſt; Ausſchuß für Gemeindeangelegenheiten:
die konſeeßler, Stellvertreter Schmiljahn; Ausſchuß für Unter
benſo iſt ichtsweſen: Dr. Bohner, Stellvertreter Otto, Graue,
anz geſff; EingabenAusſchuß: Hauff, Stellvertreter Hartmann,
erinner eamtenausſchuß: Barteld, Stellvertreter Dr. Bohner,
er Ereſeff Ausſchuß für Verkehrsintereſſen: Merten, Stellver
Umſtand ler Riedel; Verfaſſungsausſchuß: Falk, Stellvertreter

eſonder Erzimek, Nuſchke; Ausſchuß für Wohnungs- Heimſtätten
mokratiſſnnd Kleingartenweſen: Hoff, Stellvertreter Riedel; Aus
u ſehen huß für Fragen der Leibesübungen: Dönhoff, Stellvertreter
anderen Mauff Ständiger Ausſchuß: Falk, Stellvertreter Riedel-
ung der echtsausſchuß: Dr. Grzimek, Stellvertreter Falk; Ge
l gegen häftsordnungsausſchuß: Nuſchle, Stellvertreter Riedel; Aus
er von huß für das Verwaltungsweſen: Knieſt, Stellvertreter Goll,
ufenen lusſchuß zur Prüfung der Haushaltsrechnung: Goll, Stell
i befriedi rtreter Hoff; Ausſchuß zur Prüfung der Haushaltsrech

g kleitet Rüng: Goll, Stellvertreter Hoff. Außerdem iſt die Demo
ſche Am ratiſche Fraktion vertreten in der Grubenſicherheitskom
m hat, miſſion durch den Abgeordneten Hartmann, im Parlamen
manche Mariſchen Verkehrsbeirat durch den Abgeordneten Riedel,
Mitte Ausſchuß, der die Fragen der Wiſſenſchaſt, Kunſt und
zerſchaft Wolkebildung behandelt, durch den Abgeordneten Bohner
nnte find im Ausſchuß zur Verwendung der Hauszinsſteuer durch
ob i en Abgeordneten Hoff. Einige Ausſchüſſe ſind vorerſt noch
Glaube Rüicht beſetzt.

agen

wenn Die abgelehnte Eiſenbahntariferhöhung
Das Reichskabinett hat aus dem Zahlenmaterial der

ver Reichsbahndenkſchrift den einzig möglichen Schluß gezogen,
bei ß nämlich eine Tariferhöung ſo unzeitgemäß wie möglich
deut ei Es hat mit ſeiner Ablehnung der Wirtſchaft einen Rück

t denkt ſhlag der ohnehin jetzt ſchon gedämpften Konjunktur er
ſpart. Selbſtverſtändlich wird die Ablehnung des Beſchluſſes

gzomi iweiſe einen Rückgang der Aufträge einzelner für die
Eweiterungs und Erneuerungsbauten in Frage kommender

l Produktionszweige nach ſich ziehen, denn es iſt anzunehmen,
cher da die Reichsbahn ihr Jnveſtierungsprogramm nunmehr
Bann auf das allernotwendigſte Maß zurückſchraubt. Jm übrigen

e geh wird ſie ſich an den Kapitalmarkt wenden müſſen. Die
Reich Wichsregierung hat deshalb Verhandlungen zwiſchen dem

Fachſtſſ banken eingeleitet. Außerdem hat die Reichsregierung Vor
lkreiſe hläge über die Tilgung der Reichsbahnkredite gemacht,
n in die nach dem Jahre 1964 noch zu tilgen ſind. Dieſe und
h ähnliche bereits vorgeſchlagene Wege zur Entlaſtung der Fi

anzlage der Reichsbahn ſind ſelbſtverſtändlich von außer
dentlicher Bedeutung, da ſich über die Tatſache, daß die

mr d Reichsbahn im Augenblick in einer nicht ganz angenehmen
Ab finangziellen Enge ſteckt, nicht ſtreiten läßt. Nur muß immer

her wieder darauf hingewieſen werden, daß dieſe Enge teil
e n deiſe ein Ergebnis der Finangpolitit der Reichsbahn ſelbſt
vol iſt Und daß es durchaus möglich erſcheint, die Wirkungen

dieſer Finangpolitit ſogar ziemlich raſch rückgängig zu
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machen, indem die Reichsbahn ihre Reſerven auflockert.
Gerade weil wie aus den bisherigen Vorſchlägen er-
kennbar die Reichsbahn jederzeit auf bereitwillige Unter
ſtützung der geſamten Wirtſchaft und des Reiches rechnen
kann, hat ſie es nicht nötig, Reſerven über das notwendigſte
Ausmaß hinaus zu halten. Sie bedarf vor allen Dingen
keiner ſogenannten Kataſtrophenſicherung. Daß die Reichs
bahn auch den Weg zum ausländiſchen Kapitalmarkt fin
den muß und daß es unmöglich iſt, wenn die Reparations
gläubiger auf der einen Seite die Reichsbahn von dieſem
Markt abſperren und ſo die Theſaurierungspolitik erzwin
gen, während ſie doch auf der anderen Seite ſchließlich
ein Jntereſſe an der volkswirtſchaftlich zweckmäßigſten Ver
teilung des Produktionskapitals unſerer Wirtſchaft haben,
gibt der Anregung, in Verhandlungen mit der Reparations
kommiſſion wegen einer Auslandsemiſſion der Reichsbahn
einzutreten, einen Anſpruch auf dringliche Verwirklichung
Das Hauptziel muß bei allen dieſen Erwägungen ſein, die
Reichsbahn nicht zu einer Zwangsſparkaſſe werden zu laſſen,
aber auch ihre dauernden Kapitalanſprüche ſo zu befriedigen,
daß der Kapitalmarkt direkt davon beeinflußt wird. Es
würde immer die Gefahr einer falſchen Beurteilung des
Kapitalmarktes beſtehen, wenn man ihm einen der wichtigſten
Verwendungezwecke des vorhandenen oder neu gebildeten
Kapitals vorenthalten würde.

Ein unwürdiger Vertreter der Juſtiz
Mitglied des Kaiſerlichen Yachtklubs.

Jn dem Diſziplinarverfahren gegen Aſſeſſor Kußmann
führte der Vorſitzende, Senatspräſident Dr. Preiſer u. a.
aus:

Kußmann hat ſich nachgewieſenermaßen des Mehr
fachen des Ehebruchs ſchuldig gemacht mit der Frau ſeines
früheren Freundes Weixler. Während Weixler nun die Ab
ſicht verfolgte, eine Eheſcheidungsverfahren einzuleiten,
glaubte er Veranlaſſung zu haben, zunächſt gegen Kußmann
Strafanzeige wegen Nötigung zu erſtatten. Kußmann wandte
ſich nämlich an gemeinſame Bekannte und erzählte denen,
Weixler hätte ihm geradezu ſeine Frau zugeführt und ſich
damit der Kuppelei ſchuldig gemacht zugunſten der Ehefrau,
worauf Zuchthaus ſtehe. Ferner hätte Weixler Steuerhinter
ziehungen begangen; wenn die bekannt würden, würde er
wohl ſein Depot- und Depoſitenrecht verlieren. Dieſe Be
merkungen Kußmanns waren Weixler hinterbracht worden
und lagen ſeinem Strafantrag wegen Nötigung zugrunde
Kußmann beſtritt in dieſem Verfahren, gewollt zu haben,
daß Weixler dieſe Mitteilungen hinterbracht würden oder
gar beabſichtigt zu haben, Weixler dadurch von der Eheſchei
dungsklage abzuhalten bzw. zu erreichen, daß in dieſem Pro
zeß Kußmann ſelbſt geſchont würde. Das Nötigungsverfahren
wurde am 30. Dezember 1926 eingeſtellt. Es wurden die
umfangreichen Akten dieſes Verfahrens mit allen Verneh-
mungen verleſen. Ein Zeuge, Major Schröder, der Mittels
mann zwiſchen Kutisker und Weixler, hat u. a. bekundet,
daß Kußmann auch Mitglied des Kaiſerlichen Yachtklubs
war, „wo er als Barmat-Dezernent von ſich reden machte.“

Länderparlament und Eigenſtaatlichkeit
Eine Debatte im badiſchen Landtag.

Bei dem Wiederzuſammentritt des badiſchen Landtages
gab es eine lebhafte Ausſprache über die Probleme des
Einheitsſtaates. Der Abgeordnete Dr. Wolfhard als Spre
cher der Demokraten wies mit Recht darauf hin, daß die
Demokraten bereits auf ihrem Hamburger Parteitag pro-
grammatiſch den dezentraliſierten Einheitsſtaat gefordert
hätten. Auch er wandte ſich gegen die Gleichſetzung von
Unitarismus und Zentralismus. Die Ländergrenzen, die
aus dynaſtiſchen Erwägungen entſtanden ſeien, könnten
nicht ewig ſo bleiben. Wirtſchaftspolitiſche und verwaltungs
techniſche Forderungen verlangen hier Aenderungen. Der
Redner wies beiſpielsweiſe auf das Problem Hamburg-
Altonag und vor allem Mannheim-Ludwigshafen hin, wo
drei Hafenämter nebeneinander arbeiten. Zu fordern ſei
ein einheitliches Zivil- und Verwaltungsrecht. Berechtigt
ſei der Ruf nach einer Reichsſtädteordnung; ebenſo rufen
die Notare nach einer Reichsdienſtordnung. Das ganze
Problem müſſe ſachlich geprüft und das Reich vernünftig
gegliedert werden.

Deutſchnationale Offenbarungen
„Steuerzahlen iſt nicht nationale Pflicht“.

Dem in Jnſterburg erſcheinenden deutſchnationalen
„Oſt preußiſchen Tageblatt“ iſt der Wahlſchlag vom 20.
Mai erheblich in die Knochen gefahren. Das Blatt hat eine
Sonderbeilage „Der Arbeitnehmer“, in dem ſich folgender
Herzenserguß findet: „Wer national denkt, hat in erſter
Linie Anſpruch darauf, von ſeinen Geſinnungsfreunden be
vorzugt zu werden. Das gilt für alle Berufe und Er
werbszweige, die im nationalen Lager ſtehen. Die Steuer
zahlung iſt jetzt nicht Pflicht des nationalen Staatsbürgers.
Mögen die Steuern bezahlen, die heute und in den nächſten
Jahren regieren werden.“

Aber auch ſonſt machen die deutſchnationalen Arbeit
nehmer aus ihrem Herzen keine Mördergrube Von den
deutſchnationalen Wählern wird geſagt: „Mit ſeinen Ange
ſtellten und Arbeitern einmal die Bedeutung der Wahlen
zu erörtern wird für unter der eigenen Würde gehalten.
Und hinterher wundert man ſich über den Scherbenhaufen.

Wo waren in den Wahltagen die penſionierten Offi
ziere, um deren Penſionen es auch doch in dieſem Wahl
kampfe ging? Bis auf wenig Ausnahmen haben ſich Ar
beitnehmer in den Dienſt der Deutſchnationalen am Wahl
tage geſtellt. Das übrige Bürgertum ging ſpazieren.

Nationalſozialiſtiſche „Arbeiterpartei“
Wie die Arbeiter gusſehen!

Das Verzeichnis der Mitglieder des Reichstages iſt
ſveben erſchienen. Danach befinden ſich als „Arbeiter“ unter
der Nativnalſozialiſtiſchen „Arbeiter“*Partei: Ein Major
a. D., ein Generalleutnant a. D., ein Oberamtmann, drei
Schriftſteller, ein Apotheker, ein Lehrer und ein Land
wirt

Ein ſauberer Zeitgenoſſe
Der ehemalige Landesgeſchäftsführer der Deutſch

nationalen Partei Hannover, Erich Henſel, wurde
nach dem „Berliner Tageblatt“ vom großen Schöffengericht
wegen Schmähung des Gedächtniſſes des ermor-
deten Miniſters Rathenau zu drei Mongten Gefängnis
und ſerner wegen Beſchimpfung der Republik in
zwei Fällen zu je ſechs Wochen Gefängnis, insgeſamt
zu fünf Monaten Gefängnis verurteilt. Henſel hatte ſeine
kaum wiederzugebenden Beſchimpfungen in verſchiedenen
öfſentlichen Wirtſchaften ausgeſprochen. Von Rathenau ſagte
er, es wäre gut, daß das Schwein tot ſei, ſonſt hätte er
ihm ſelbſt das Meſſer in den Bauch gerannt und ihn mit
dem Spaten begraben. Die politiſche Einſtellung des An
geklagten wurde von dem Gericht als ſtrafmildernd berück-
ſichtigt. Der Unhold hatte ſeinerzeit auch Miniſter Streſe
mann in der gröblichſten Weiſe beſchimpft.

40 Jahre Wilhelm l
Zu einer ſeltenen und zugleich merkwürdigen Feier

rüſtet man nach zuverläſſigen Nachrichten in Doorn. Dort
werden nämlich Vorbereitungen getroffen, um das 40jährige
Regierungsjubiläum des früheren Kaiſers feſtlich zu be
gehen. Die Feier ſoll am 15. Juni zur Erinnerung an
den Regterungsantritt im Jahre 1888 abgehalten wer
den. Zu dieſem Zweck werden ſich auch der Kronprinz
und eine Anzahl weiterer Mitglieder des Hohenzollern
hauſes in Dodrn einfinden. Wilhelm der Einſtige mag
Jubiläen feiern ſo viel er will, zu einem vierzigjährigen
Regierungsjubiläum liegt aber doch wohl keinerlei Be
rechtigung vor, denn man vergißt doch hoffentlich in Doorn
nicht, die letzten zehn Jahre in Abrechnung zu bringen.

Politiſche Notizen
Ein Kommuniſt als Landtags-Vizepräſident.

Der kommuniſtiſche Abgeordnete Schwenk iſt mit 181
Stimmen zum Vizepräſidenten des Preußiſchen Landtags be
rufen worden. Aus dieſem Stimmergebnis iſt zu erſehen,
daß Schwenk im weſentlichen mit den Stimmen der Sozial
demokraten und der Kommuniſten ſowie mit einem Teil
der Zentrumsſtimmen ins Vizepräſidium gelangt iſt. Ein
anderer Teil des Zentrums gab weiße Zettel ab. Auch die
Demokraten haben ſich auf Grund der Vorgänge, die ſich
im Landtag abgeſpielt haben, nicht entſchließen können,
einen Kommuniſten als Vizepräſidenten des Preußiſchen
Landtags zu wählen.

Der Ausſchuß für Verfaſſungsreſorm.
Die Neubildung der Reichsregierung wird weſentliche

Veränderungen in der Zuſammenſetzung des Ausſchuſſes
für Verfaſſungs- und Verwaltungsreſform zur Folge haben,
da die darin vertretenen Mitglieder der Reichsregierung
ihm nicht als Perſon, ſondern kraft ihres Amtes ange
hören. Es handelt ſich dabei um den Reichskanzler Marx als
Vorſitzenden, um den Reichsinnenminiſter von Keudell, den
Reichsfinanzminiſter Köhler. Auch der gegenwärtige Reichs
wirtſchaftsminiſter und der Reichspoſtminiſter ſind als
Reichsminiſter in den Ausſchuß berufen. Der württember
giſche Staatspräſident Bazille gehört u. a. ebenfalls von
amtswegen dem Ausſchuß an, und er müßte falls er
ſein Amt verliert aus dem Ausſchuß ausſcheiden.

Der Kurs der Bayeriſchen Volkspartei.
Die Bayeriſche Volkspartei beginnt immer intenſiver,

die Oeffentlichkeit darauf vorzubereiten, daß ſie hinſichtlich
der kommenden Koalitionsbildung nach keiner Richtung hin
gebunden iſt; daß ſie alſo auch mit den Deutſchnationalen
gehen kann, aber nicht muß! Das mit dieſen gemeinſame
Ziel des Föderalismus bedeutet nach einem offenbar in
ſpirierten Artikel des Bayeriſchen Kuriers nur eine taktiſche,
nicht eine politiſch grundſätzliche Gemeinſchaft, und ergebe
keineswegs eine koalitions politiſche Folgerung. Unter Um
ſtänden könne eine Koalition beider Parteien ſogar dem
ſachlichen föderaliſtiſchen Ziele mehr ſchaden als nützen. Da
die Deutſchnationalen im Reich in die Oppoſition gehen
müßten, hätten ſie ſogar ein Intereſſe daran, daß die uni
tariſtiſchen Vorſtöße ihrer Gegner einen gewiſſen Erfolg er
langten. Föderaliſtiſche Grundſätze nähmen ihr nicht die kog
litionspolitiſche Freiheit und Unabhängigkeit. Mit anderen
Worten: Wir können es auch einmal mit der Linken pro
bieren!

Das deutſche Volkshochſchulweſen.
Der neue Vorſtand des Reichsverbandes der deutſchen

Volkshochſchulen, der in der Mitgliederverſammlung an
läßlich des deutſchen Volkshochſchultages in Dresden ge
wählt wurde, ſetzt ſich wie folgt zuſammen: 1. Vorſitzender
iſt wie bisher der Leiter der Vohkshochſchule Thüringen,
Dr. Buchwald in Jena. Dem engeren Vorſtand gehören
ferner an: Profeſſor Dr. Pfleiderer vom Verein zur Förde
rung der Volksbildung in Stuttgart und Volkshochſchul
direktor Dr. Mann von der Arbeitsgemeinſchaft nieder
ſchleſiſcher Volkshochſchulen. Außerdem ſind folgende Ver
bände berechtigt, je ein Mitglied in den Vorſtand zu ent
ſenden, Verein Volkshochſchule Sachſen, Verein rheiniſcher
Volkshochſchuben, Volkshochſchule GroßBerlin und Volks
hochſchule Braunſchweig.

Ein Vorbild für „Wahlmüde“.
Einer Bürgerin in Flatow (Grenzmark) wurde am

Wahltage vormittags 3,30 Uhr ihr achtes Kind geboren.
Das war nun an ſich eine erfreuliche Sache und doch
nicht nach dem Sinne der Mutter, die ſich vorgenommen
hatte, unbedingt wählen zu gehen. Tatſächlich erſchien ſie
auch ſieben Stunden nach der Geburt im Büro und gab
ihre Stimme ab.

Ableſen von Reden verboten. Der Reichstagspräſi-
dent hat die Entfernung des Rednerpultes von der Red
nertribüne des Reichstags angeordnet um den Reichs
tagsab geordneten das Ableſen vorbeveiteter Reden un-
möglich zu machen. Er hofft, die parlamentariſchen De
bätten dadurch intereſſanter zu geſtalten
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40 (15), Heſſen 47,25 (15,87), Hamburg 42 (22), Mecklen

Jntereſſante Zahlen über die Verwendung der Haus
zinsſtener. Die Hauszinsſteuer iſt im Reiche ganz ver
ſchieden Nach der neueſten Aufſtellung werden erhoben in
Prozenten der Friedensmiete in Preußen 48 (davon wer
den verbaut 269). Bayern 145 (14), Sachſen 45 (25),
Württemberg 39,75 (19,50), Baden 36 (20), Thüringen

burg Schwerin 44 (29), Oldenburg 24 (20), Braunſchweig
39 (15,60, Anhalt 12 (22), Bremen 20 (20), Lippe-Det
mold 35 (15), Lübeck 37,5 (19), Mecklenburg Strelitz 48
(21 Waldeck 40 (20), und Schaumburg-Lippe 40 (17).
Aus dieſer Aufſtellung ergibt ſich, daß von den größeren

Ländern Preußen den velativ größten Teil der Haus
zinsſteuer für Neubauten verausgabt, während Bayern
Heſſen, Thüringen uſw. die Hauszinsſteuer in erſter Linie
für allgeme ine Verwaltungszwecke ausnutzen.

Die Folgen der Portoerhöhung. Das Jnſtikut für
Konjunkturforſchung hatneue Mitteilungen über die deut

ſchen Wirtkſchaftsausſichten veröffentlicht. Es ergibt ſich eine
außerordentlich hohe Konjunkturlage, vor allem weil die
Kaufkraft ſich weiterhin gehoben hat und ſogar den bisher
günſtigſten Zuſtand von Anfang 1926 überſchritten hat. Die
Berechnungen des Jnſtituts zeigen, daß für die künftige
Geſtaltung der Konjunktur die Einkommenspolitik eine aus
ſchlaggebende Rolle ſpielen wird. Bemerkenswert iſt aller
dinge, daß die Reichspoſt trotz Fortkdauer der günſtigen Kon
junktur einen ausgeſprochenen Rückgang im erſten Viertel
jahr 1928 aufweiſen muß ein Zeichen dafür, wie un
günſtig die Gebührenerhöhung gewirkt hat und ein wei
heres Zeichen daſür, daß mit Preiserhöhungen ſehr vor
ſichtig vorgegangen werden muß.

t

um die Regierungsbildung in Oldenburg
Jn Oldenburg fanden unverbindliche Beſprechungen

zwiſchen Vertretern der Sozialdemokraten, des Zentrums
und der Demokraten ſtatt, die eine Ausſprache über die
Möglichkeiten künftiger Regierungsbildung in Oldenburg
zum Ziele hatten. Die Beſprechungen werden fortgeſetzt.
Es zeigte ſich, wie verlautet, die Neigung des Zentrums, die
große Koalition auch für Oldenburg zu empfehlen, es
wurden aber auch andere Möglichkeiten erörtert. Man will
die Löſung der Koalitionsfrage im Reich und in Preußen ab
warten, die vielleicht nicht ohne Einfluß auf die Koalitions
bildung in Oldenburg ſein wird. Ob der Gedanke der großen
Koalition in Oldenburg, wo Deutſchnationale und Volks
partei als unauflösbares, reaktivnäres Gebilde im Landes
block zuſammenſitzen, irgendeinen Sinn hat, muß bezweifelt
werden.
Der Termin der preußiſchen Gemeindewahlen.

Wie der „Demokratiſche Zeitungsdienſt“ erfährt, ſind
die Meldungen über die Abhaltung der Gemeindewahlen am
28. Oktober ds. Js. als verfrüht zu bezeichnen. Jnner
halb der Fraktionen der preußiſchen Regierungsparteien
herrſcht im allgemeinen vielmehr die Neigung vor,
die Gemeindewahlen mit den Kreistags- und Provinzial
landtagswahlen gemeinſam Ende dieſes Jahres zu veran
ſtalten.

Parteinachrichten
Streſemann an KochWeſer

Der Reichsminiſter des Auswärtigen, Dr. Streſemann,
richtete an den demokratiſchen Parteiführer KochWeſer ein
Schreiben, in dem es u. a. heißt:

„Für die freundlichen Glückwünſche, die Sie namens
der Deutſchen Demokratiſchen Partei zu meinem 50. Ge
burtstag die Freundlichkeit hatten, mir zu übermitteln,
ſpreche ich Jhnen meinen herzlichen Dank aus. Jch brauche
Jhnen nicht zu verſichern, daß ich mich über dieſen Beweis
freundnachbarlicher Geſinnung beſonders gefreut habe und
gern der gemeinſamen Arbeit dabei gedacht habe, die mich
mit Jhrer Partei in langen Jahren verbunden hat und, wie
ich hoffe, auch in Zukunft verbinden wird.“

Demokratiſche AusſchußVorſitzende.
Die Demokratiſche Partei hat im Ausſchuß für Ge

meindeangelegenheiten des Preußiſchen Landtages den Vor

Bezirk Halle
Halle. Sonntag, den 17. Juni, vormittags 11 Uhr,

tritt in Halle im Neumarkt-Schützenhaus der Geſamt-
vorſtand des Bezirks verbandes Halle Merſeburg
zu einer Tagung zuſammen. Aus der Tagesvrdnung ſind die
an erſter Stelle ſtehenden Punkte „Bericht und Ausſprache
über das Wahlergebnis“ und „Neue Wege unſerer Organi
ſationsarbeit“ beſonders hervorzuheben. Alle Kreisvereine
und Ortsgruppen ſowie beſonders tätige Parteifreunde und
der erweiterte Vorſtand in Halle haben Einladungen er
halten.

Halle. Deutſche Demokratiſche Frauengruppe. Donners
tag, den 21. Junt, ſpricht im Nievlaus s Uhr Frau Mar
garete SchreibereRüffer über „Ruſſiſche Revolutivb
närinnen von einſt und jetzt. Unſere Mitglieder und auch
auswärtige Freunde werden um recht vege Betſeiligung
gebeten

Weißenfels. Die Ortsgruppe der D. D. P. veran
ſtaltet am Sonntag, 17. Juni, im nahegelege nen Orte
Leißling ein Sommer- und Kinderfeſt. Jm Pro
gramm ſind vorgeſehen Feſtanſprache, Konzert und Beluſti
g ungern mannigfacher Art. Das Feſt ſoll um 2 i Uhr
nachmittags im Bahnhvofslokal in Leißling beginnen und
mit einem gemeinſamen Rückmarſch mit Muſik und Fackel
zug nach Weißenfels ſchließen. Alle Mitglieder und Ge
ſinnungsfreunde aus nah und fern ſind hierzu eingeladen.

Der Liberalismus im Sterben
Das Halleſche ſozialdemokratiſche „Volkeblatt“ wirſt

in einem Leitartikel dieſe Frage auf und bejaht ſie mit
Gründen, die deshalb feſtgehalten zu werden verdienen, weil

ſitz erhalten. Den Vorſitz wird der Abgeordnete Beigeord
neter GreßlerBarmen führen. Jm Unterausſchuß fiel den
Demokraten der ſtellvertretende Vorſitz zu, den ſie durch
den Abgeordneten Dr. Bohner wahrnehmen werden

Das Hochwaſſer in Schleſien
Rönneburg an den Reichskanzler

Der demokratiſche Abgeordnete für Niederſchleſien,
Landrat Rönneburg, hat an den Reichskanzler folgendes
Schreiben gerichtet, in dem es u. a. heißt:

„Jn den letzten Tagen vor Pfingſten iſt Schleſien
wiederum von kataſtrophalen Unwettern heimgeſucht worden,
die erheblichen großen Schaden an Bauwerken, Aeckern und
Weiden verurſacht haben. Jch halte eine beſchleunigte Hilfe
auch ſeitens des Reiches durch ſofortige Einleitung einer
Notſtandsaktion für dringend geboten. Faſt dieſelben ſchle
ſiſchen Kreiſe werden jetzt im dritten Jahre von ſolchen Un
wettern betroffen, das führt zu einer Verzweiflung und
Hoffnungsloſtgkeit in den betroffenen Bevölkerungskreiſen.
Doppelt ſchnelle Hilfe durch Einleitung einer Notſtandsaktion
iſt daher dringend geboten.

Aber nur dann wird eine dauernde Hilfe getroffen wer
den können, wenn endlich die Maßnahmen getroffen werden,
die den dauernden Hochwaſſergefahren in Schleſien zu be
gegnen wiſſen. Jnsbeſondere muß mit dem Ausbau der Hoch
waſſerſchußbauten und der Talſperren, ſowie der Regu
lierung ſchleunigſt begonnen werden

Kommunglpolitiſche Tagung der Deutſchen Demakratiſchen
Partei.

Der kommunalpolitiſche Ausſchuß der Deutſchen Demo
kratiſchen Partei veranſtaltet Mitte Juli in Köln eine kom
munalpolitiſche Tagung. Bei dieſer Gelegenheit wird auch
die Vorbereitung der Ende Oktober vorzunehmenden preu
ßiſchen Kommunalwahlen beſprochen werden. Ferner ſind Re
ferate über die brennenden Fragen der ſtädtiſchen Siedlung
und des Wohnungsbaues vorgeſehen.
Tantzen verzichtet in Oldenburg

Der als demokratiſcher Reichstagsabgeordneter für
SchleswigHolſtein gewählte frühere voldenburgiſche Mi
niſterpräſident Tantzen hat auf ſein Landtagsmandat in
Oldenburg verzichtet Hauptlehrer Petter-Eutin folgt nach
dem Verzicht Tantzens auf der Eutiner Liſte als demo
kratiſcher Landtagsabgevrdneter. Dadurch erhält die demo
kratiſche Fraktion einen Vertreter in Schulangelegenheiten,
der in der letzten Landtagsperiode öfter vermißt wurde.

Beamtenfragen
Die Ausbildung der weiblichen Polizei.

Die Ausbildung der weiblichen Polizei erfolgt nach
einer Beſtimmung des preußiſchen Jnnenminiſteriums im
Frauenkriminalkommiſſariat beim Polizeipräſidium in
Frankfurt am Main. Vor kurzem haben drei ausgebildete
weibliche Kriminalkommiſſare dieſe Ausbildungsſtätte ver
laſſen, um Kommiſſariate in Köln, Leipzig und Breslau
zu übernehmen. Jnzwiſchen hat in Frankfurt bereits ein
neuer Kurſus zur Ausbildung von vier Kriminslſekres
tärinnen begonnen.

Die Reſidenzpflicht der Beamten
Auf Grund einer Beamteneingabe über die ſogenannte

Reſidenzpflicht der Beamten hat der preußiſche Fönanz
miniſter HöpkerAſchoff mitgeteilt, daß er die grundſätzliche
Berechtigung des Wunſches nach geſetzlicher Neuwvegelung
der Beſtimmungen über die Reſidenzpflicht der Beamten an
erkannt. Die Preußiſche Staatsregierung wird zunächſt ab
warten, ob nach Neubildung der Reichsregierung die Ein
bringung des Reichsbeamtengeſetzes in Ausſicht ſteht.

Aus der Arheit
der demokratiſchen Keichstagsfraktion

Das verfaſſungswidrige bayeriſche Wahlgeſetz.
Die demokratiſche Reichstagsfraktion hat ſich in ihrer

Mittwoch Sitzung u. a. auch mit dem verfaſſungswidrigen

zu tun vermag die Augen über Gefahren öffnen, die es
bisher zu gering eingeſchätzt hat. Nach dem Volksblatt iſt
der bürgerliche Liberalismus zum Abſterben verurteilt, weil
er zwiſchen den beiden Mühlſteinen der ſozialiſtiſchen Ar
beiterbewegung und des vegktionären Kapitalismus unauf-
haltſam zerrieben wird. Zwar verſuche gegenwärtig noch
der Mittelſtand durch die auf rein materielle Intereſſen
eingeſtellte Wirtſchaftspartei dagegen angukämpfen, aber
auch dieſe Wirtſchaftspartei werde die Pro letari
ſierung des Mittelſtandes nicht aufhalten können.
Es gäbe in Zukunft nur ein Hüben und ein Drüben.

Man muß dem Volksblatt für die Lüftung des ſoßia
liſtiſchen Viſiers dankbar ſein. Für große Schichten des
Bürgertums, der Beamten, Angeſtellten, Mittelſtändler uſw.
iſt der Sozialismus heute nicht mehr das, was er in Vor
kriegszeiten war. Er iſt in der Republik geſellſchaftsfähig
geworden und gibt ſich auch in wirtſchaftspolitiſcher Be
ziehung als mit einer gutbürgerlichen Folie umkleidet, ſo
lange er den Kampf nur auf Abwehr radikaler kommuni-
ſtiſcher Jdeengänge einſtellt und ohne eigene Ver
antwortung nur rein kritiſterend, an politiſcher Stelle
ſteht und nicht die Macht in Händen hat. Das blendet weite
Schichten des Bürgertums, zumal der heutige Sozialismus
es bisher ängſtlich vermieden hat, von der Verwirk-
lichung ſozigaliſtiſcher Wirtſchaftsprobleme
zu reden, geſchweige denn Forderungen in dieſem Sinne
ernſthaft anzumelden.

Dieſes Bild wird ein anderes in dem Augenblick, in dem
der Sozialismus ſeinem Ziel nach Erreichung der politiſchen
Macht näherkommt und damit ſtärker radikaliſiert und an
den kommüniſtiſchen Gedankengang herangedrängt wird. Er
behennt Farbe, und dieſes Bekenntnis legt in taktiſchvor
eiliger Form erfreulicherweiſe ſchon jetzt das Volksblatt
ab. Auf die Pro letariſierung des Mittel

ſie dem liberalen Bürgertum deutlicher als alles andere es ſtandes, auf die Ausſchaltung eines ihn bisher hem

bayeriſchen Wahlgeſetz befaßt und beſchloſſen eine
pellation in dieſer Angelegenheit einzubringen. Die
Widerſinnigkeit dieſes Geſetzes geht daraus hervor,
es den Demokraten in Bayern gelang, einen Reichstage
ſitz zu erobern. Der Abgeordnete Sparrer wurde als den
kratiſcher Vertreter für Bayern in den Reichstag entſ
während auf Grund des ungeheuerlichen Geſetzes die
kratiſche Landtagsfraktivn im Bayeriſchen Landtag u
kreten blieb

Demokratiſche Forderung nach
Wahlreform

Ein Antrag im Reichstag.
Die demokratiſche Reichstagsfraktion hat die El

bringung des nachſtehenden Antrages beſchloſſen:

Der Reichstag wolle beſchließen: Die Reiſchsregiern
wird erſucht, mit größter Beſchleunigung ein neues Reich mer
wahlgeſetz vorzulegen, in dem unter Beibehaltung des Grun
ſatzes der Verhältniswahl die öoffenſichtlichen Mängel b
ſeitigt werden, die ſich aus der bisherigen Anwendungsfor
des Verhältniswahlſyſtems ergeben haben, und ein enger
Verhältnis zwiſchen der Wählerſchaft und den Abgedr
neten ermöglicht wird.

Aufhebung der Futtermittelzölle. Der demokratie
Abgeordnete Tantzen hat mit Unterſtützung der demokr le Veflrchtu
tiſchen Reichstagsfraktion einen Antrag im Reichstag el ſohe geluße
gebracht, der die ſofortige Aufhebung der Futtermittelzh xgangen.

fordert. nSoſortige Abſchaffung der Todesſtraſe. Von d lag u
demokratiſchen Reichstagsabgeordneten MeherBerlin m wen
Frau Dr. Lüders iſt mit Unterſtützung der demokratiſch t einer
Reichstagsfraktion ein Geſetzentwurf über die ſoſortige Men Pro
ſchaffung der Todesſtrafe als Jnitiativantrag eingebra ſend gemen

worden. h vas died hat. Die
e

Soziales bEinheitliches Angeſtelltenrecht in Polen enxt
Die polniſche Geſetzgebung hat unverkennbar in di man ſo

letzten Monaten erhebliche Fortſchritte gemacht. Neben den will

Angeſtelltenverſicherungsgeſetz ſind zwei weitere Geſetze Surung für
Dienſtvertragsgeſetz für Angeſtellte und ein allgemeines en, mit de
beitsgerichtsgeſetz erlaſſen worden. Das Dienſtvertragsgeſ In Wir
bringt den Angeſtellten, wie uns der GDAPreſſedienſt in h auſzäum
teilt, in ſeinen weſentlichſten Punkten folgendes: Kün Niemand
gungsfriſten: Die Kündigungsfriſt beträgt drei Monc ſicht nur
zum Monatsſchluß. Das Kündigungsrecht des Arbeitgebe
ruht während des Urlaubs, einer Krankheit, der Leiſtung v
Sanitäts vder Militärdienſten. Abgangsentſchädigur
Eine eigentliche Abgangsentſchädigung kennt das Geſ
nur für den Todesfall des Angeſtellten und zwar haben
Hinterbliebenen Anſpruch auf drei Monatsgehälter, falls d
Dienſtverhältnis mindeſtens 10 Jahre beſtanden hat,
ſechs Monatsgehälter nach mindeſtens 20fähriger Die
dauer. Die Entſchädigung ermäßigt ſich auf die Hälſ
falls Kinder nicht vorhanden ſind. Gehaltszahlung
Krankheitsfällen: Fortzahlung des Gehaltes bis zur Da
von drei Monaten ſofern nicht der Vertrag vordem v
nungsgemäß ſein Ende erreicht. Bare Leiſtungen aus ein
öffentlich rechtlichen Kranken oder Unfallkaſſe können jed
in Anrechnung gebracht werden. Konkurrenzklauſel:
Geltung einer Konkurrengklauſel ſetzt voraus, daß der V
trag ſchriftlich abgeſchloſſen iſt, der Angeſtellte bei V
tragsabſchluß volljährig war, das Gehalt bei Aufgabe
Dienſtes mindeſtens 6000 Zloty betrug und ſchließlich m
Arbeitgeber die Verpflichtung übernommen hat, dem An
ſtellten für die Zeit der Beſchränkung mindeſtens die Häl
ſeiner Bezüge fortzuzahlen. Die Beſchränkung iſt nur
den Erwerbszweig des Arbeitgebers und nur für e
Höchſtdauer von einem Jahr zuläſſig. Urlaub: Die Fre
iſt bereits 1922 durch ein beſonderes Geſetz geregelt word
Hiernach hat der Angeſtellte nach 6monatiger Dienſtdal
einen Anſpruch auf einen Urlaub von 14 Tagen, nach e
jähriger Tätigkeit einen ſolchen von einem Monat. M
wird nach alledem kaum ſagen können, daß die Angeſtell
Polens in den weſentlichſten arbeitsrechtlichen Fragen ſchl
ter geſtellt wären als die deutſchen Kollegen
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haſt ver
menden Liberalismus und auf die Alleinherrſchaſt zwiſchhehinder

Rechts und LinksRadikalismus kommt es ihm an. Mechungen
Gut! Dieſes offene Bekenntnis ergeht zur rechten 3

Und beſonders eindrucksvoll muß es auf den keineswi
ſozialiſtiſch, ſondern durchaus liberal geſinnten Mittelſte
wirken, wenn ihm hier von ſozialiſtiſcher Seite die Progn et Wen
der unrettbaren Proletariſierung infolge ſeiner reinen ſrat in
terialiſtiſchen Einſtellung bei politiſchen Kämpfen ges iſhen J
wird. Dieſe muß, darin hat das Volksblatt vecht, letz e
Endes zum wirtſchaftlichen Kampf aller gegen alle führ h die Ve
zu einem Kampf, bei dem die Arbeitermaſſen auf der ein t
und ein rückſichtslos vorgehender Kapitalismus auf hen W
anderen Seite den Mittelſtand zerreiben müſſen. WWuhſchla

Von Vertretern liberaler Weltanſchauungs Parteien Angereſe
dieſes Bild dem Mittelſtand oft genug vorgehalten word I he zufal

Jetzt wächſt in der Sozialdemokratie das Begehr tion
und vielleicht iſt gerade dieſer gegenwärtig herrſche
Zuſtand ein beſſerer Warner für den Mittelſtand. Ein L
ohne den inneren Halt des politiſchen liberalen Welt
ſchauungsGedankens wird zwiſchen Reaktion und Rad
lismus nicht nur politiſch, vielmehr auch wirt ſcha
lich in ſeinen lebenskräftigſten Teilen zerriſſen und
Spielball von Kräften, die wohl zerſtören, aber nicht on dir
bauen können. Hieran zu denken und danach zu handeln E8
eine ernſte Lebenspflicht des liberalen Bürgertums n
noch iſt es auch Zeit. Noch hat der Sozialismus die n iſt
ſtrebte Macht nicht. Die nächſte Gelegenheit muß es der d
härten, und ihm beweiſen, daß der Liberalismus die K Wuth
erfolgreicher Gegenwehr beſitzt, wenn er ſeine Kräfte h hat
melt, anſtatt ſie wie bisher in einzelne rein materialiſt hen
eingeſtellte Teile ohne politiſchen Weitblick zu verzetteln. on
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